
Wahlgesetz

VII.
W a h l v o r s c h l ä g e

Anhang

§ 31
(1) Die Bezirks-, Kreis-, Stadt-, Stadtbezirks- und Gemeinde­

wahlausschüsse fordern spätestens am 35. Tage vor dem Wahl­
tag durch öffentliche Bekanntmachung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen auf.

(2) Die Wahlvorschläge für die Bezirkstage, die Kreistage, die 
Stadtverordnetenversammlungen, die Stadtbezirksversammlun­
gen und Gemeindevertretungen stellen die demokratischen Par­
teien und Massenorganisationen auf. Sie haben das Recht, ihre 
Vorschläge zu dem gemeinsamen Vorschlag der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland zu vereinigen.

(3) Ein Kandidat kann für die Wahl einer örtlichen Volksver­
tretung der gleichen Stufe nur in einem Wahlkreis kandidieren.

(4) Die Kandidaten dürfen nicht dem Wahlausschuß ihres 
Wahlkreises angehören. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinde­
wahlausschuß gern. § 23 Abs. 1 zugleich die Funktion des Wahl­
ausschusses des Wahlkreises wahrnimmt.

§ 32
Einreichung der Wahlvorschläge

(1) Die Wahlvorschläge sind bei dem Wahlausschuß des 
Wahlkreises, für den die Vorschläge abgegeben werden, späte­
stens 20 Tage vor dem Wahltag einzureichen.

(2) In dem Wahlvorschlag sollen die Kandidaten mit Zu- 
und Vornamen, Geburtstag und -ort aufgeführt sowie ihr Beruf 
und ihre Wohnung angegeben werden.

(3) Mit dem Wahlvorschlag sind einzureichen:
1. die schriftliche Zustimmung des Kandidaten zu seiner 

Kandidatur sowie eine Erklärung, daß er für die Wahl 
einer örtlichen Volksvertretung der gleichen Stufe nur in 
einem Wahlkreis kandidieren wird;

2. eine Bescheinigung des Bürgermeisters bzw. des Vorsitzen­
den des Rates des Stadtbezirkes über die Wählbarkeit des 
Kandidaten.
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